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Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung  
(Betriebsrentengesetz - BetrAVG) 
 
 
§ 1a Anspruch auf betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung 
 
(1) Der Arbeitnehmer kann vom Arbeitgeber verlangen, dass von seinen künftigen 
Entgeltansprüchen bis zu 4 vom Hundert der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der 
allgemeinen Rentenversicherung durch Entgeltumwandlung für seine betriebliche 
Altersversorgung verwendet werden. Die Durchführung des Anspruchs des Arbeitnehmers 
wird durch Vereinbarung geregelt. Soweit dies der Arbeitnehmer verlangt, hat der Arbeitgeber 
Beiträge an eine Direktversicherung nach § 1b Abs. 2a abzuführen. Soweit der Anspruch nach 
Satz 1 noch nicht ausgeschöpft ist, kann der Arbeitgeber zur Durchführung der betrieblichen 
Altersversorgung übereinen Pensionsfonds, eine Pensionskasse (§ 1b Abs. 3) oder über eine 
Versorgungseinrichtung nach § 22 bereit nutzenist die betriebliche Altersversorgung dort 
durchzuführen; andernfalls kann der Arbeitnehmer verlangen, dass der Arbeitgeber für ihn 
Beiträge an eine Direktversicherung nach § 1b Abs. 2 abschießt abführt. Soweit der Anspruch 
geltend gemacht wird, muss der Arbeitnehmer jährlich einen Betrag in Höhe von mindestens 
einem Hundertsechzigstel der Bezugsgröße nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch für seine betriebliche Altersversorgung verwenden. Soweit der 
Arbeitnehmer Teile seines regelmäßigen Entgelts für betriebliche Altersversorgung verwendet, 
kann der Arbeitgeber verlangen, dass während eines laufenden Kalenderjahres gleich 
bleibende monatliche Beträge verwendet werden. 
 
(1a) Der Arbeitgeber muss 15 Prozent des umgewandelten Entgelts zusätzlich als 
Arbeitgeberzuschuss an den Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversicherung 
weiterleiten, soweit er durch die Entgeltumwandlung  Sozialversicherungsbeiträge einspart. 
 
(2) Soweit eine durch Entgeltumwandlung finanzierte betriebliche Altersversorgung besteht, ist 
der Anspruch des Arbeitnehmers auf Entgeltumwandlung ausgeschlossen. Dies gilt nicht für 
den Anspruch auf Entgeltumwandlung über eine Direktversicherung nach § 1b Abs. 2a. Das 
Recht des Arbeitnehmers nach  Absatz 1 Satz 3 besteht nicht, wenn der Arbeitgeber 
tarifgebunden ist oder wenn eine Betriebsvereinbarung besteht. 
 
(3) Soweit der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entgeltumwandlung für betriebliche 
Altersversorgung nach Abs. 1 hat, kann er verlangen, dass die Voraussetzungen für eine 
Förderung nach den §§ 10a, 82 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes erfüllt werden, wenn 
die betriebliche Altersversorgung über einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine 
Direktversicherung durchgeführt wird. 
 
(4) Falls der Arbeitnehmer bei fortbestehendem Arbeitsverhältnis kein Entgelt erhält, hat er das 
Recht, die Versicherung oder Versorgung mit eigenen Beiträgen fortzusetzen. Der Arbeitgeber 
steht auch für die Leistungen aus diesen Beiträgen ein. Die Regelungen über 
Entgeltumwandlung gelten entsprechend. 
 
 
§ 1b Unverfallbarkeit und Durchführung der betrieblichen Altersversorgung 
 
(1) Einem Arbeitnehmer, dem Leistungen aus der betrieblichen Altersversorgung zugesagt 
worden sind, bleibt die Anwartschaft erhalten, wenn das Arbeitsverhältnis vor Eintritt des 
Versorgungsfalls, jedoch nach Vollendung des 21. Lebensjahres endet und die 
Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt mindestens drei Jahre bestanden hat (unverfallbare 
Anwartschaft). Ein Arbeitnehmer behält seine Anwartschaft auch dann, wenn er aufgrund einer 
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Vorruhestandsregelung ausscheidet und ohne das vorherige Ausscheiden die Wartezeit und 
die sonstigen Voraussetzungen für den Bezug von Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung hätte erfüllen können. Eine Änderung der Versorgungszusage oder ihre 
Übernahme durch eine andere Person unterbricht nicht den Ablauf der Fristen nach Satz 1. 
Der Verpflichtung aus einer Versorgungszusage stehen Versorgungsverpflichtungen gleich, 
die auf betrieblicher Übung oder dem Grundsatz der Gleichbehandlung beruhen. Der Ablauf 
einer vorgesehenen Wartezeit wird durch die Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach 
Erfüllung der Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 nicht berührt. Wechselt ein Arbeitnehmer 
vom Geltungsbereich dieses Gesetzes in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, bleibt die Anwartschaft in gleichem Umfange wie für Personen erhalten, die auch nach 
Beendigung eines Arbeitsverhältnisses innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
verbleiben. 
 
(2) Wird für die betriebliche Altersversorgung eine Lebensversicherung auf das Leben des 
Arbeitnehmers durch den Arbeitgeber abgeschlossen und sind der Arbeitnehmer oder seine 
Hinterbliebenen hinsichtlich der Leistungen des Versicherers ganz oder teilweise 
bezugsberechtigt (Direktversicherung), so ist der Arbeitgeber verpflichtet, wegen Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses nach Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten 
Voraussetzungen das Bezugsrecht nicht mehr zu widerrufen. Eine Vereinbarung, nach der das 
Bezugsrecht durch die Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach Erfüllung der in Absatz 1 
Satz 1 und 2 genannten Voraussetzungen auflösend bedingt ist, ist unwirksam. Hat der 
Arbeitgeber die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag abgetreten oder beliehen, so ist er 
verpflichtet, den Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhältnis nach Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 
und 2 genannten Voraussetzungen geendet hat, bei Eintritt des Versicherungsfalles so zu 
stellen, als ob die Abtretung oder Beleihung nicht erfolgt wäre. Als Zeitpunkt der Erteilung der 
Versorgungszusage im Sinne des Absatzes 1 gilt der Versicherungsbeginn, frühestens jedoch 
der Beginn der Betriebszugehörigkeit. 
 
(2a) Eine Direktversicherung liegt auch vor, wenn abweichend von Absatz 2 Satz 1 die 
Lebensversicherung durch den Arbeitnehmer abgeschlossen wird, die 
Versicherungsnehmerstellung dauerhaft bei ihm verbleibt. Eine Kündigung, Verpfändung, 
Abtretung oder Beleihung durch den Arbeitnehmer ist bis zum Eintritt des Versorgungsfalls 
ausgeschlossen. Die Pflichten des Arbeitgebers nach § 1 Abs. 1 Satz 3, § 1a Abs. 4 Satz 2, § 
2, § 2a Abs. 2, § 4 und § 16 sowie die Insolvenzsicherungspflicht nach dem Vierten Abschnitt 
bestehen nicht. 
 
(3) Wird die betriebliche Altersversorgung von einer rechtsfähigen Versorgungseinrichtung 
durchgeführt, die dem Arbeitnehmer oder seinen Hinterbliebenen auf ihre Leistungen einen 
Rechtsanspruch gewährt (Pensionskasse und Pensionsfonds), so gilt Absatz 1 entsprechend. 
Als Zeitpunkt der Erteilung der Versorgungszusage im Sinne des Absatzes 1 gilt der 
Versicherungsbeginn, frühestens jedoch der Beginn der Betriebszugehörigkeit. Für 
Pensionskassen, die einem Sicherungsfonds nach dem Dritten Teil des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes angehören, gilt Absatz 2a entsprechend. 
 
(4) Wird die betriebliche Altersversorgung von einer rechtsfähigen Versorgungseinrichtung 
durchgeführt, die auf ihre Leistungen keinen Rechtsanspruch gewährt (Unterstützungskasse), 
so sind die nach Erfüllung der in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Voraussetzungen und vor 
Eintritt des Versorgungsfalles aus dem Unternehmen ausgeschiedenen Arbeitnehmer und ihre 
Hinterbliebenen den bis zum Eintritt des Versorgungsfalles dem Unternehmen angehörenden 
Arbeitnehmern und deren Hinterbliebenen gleichgestellt. Die Versorgungszusage gilt in dem 
Zeitpunkt als erteilt im Sinne des Absatzes 1, von dem an der Arbeitnehmer zum Kreis der 
Begünstigten der Unterstützungskasse gehört. 
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(5) Soweit betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung einschließlich eines 
möglichen Arbeitgeberzuschusses nach § 1a Absatz 1a erfolgt, behält der Arbeitnehmer seine 
Anwartschaft, wenn sein Arbeitsverhältnis vor Eintritt des Versorgungsfalles endet; in den 
Fällen der Absätze 2, 2a und 3 
 
1. dürfen die Überschussanteile nur zur Verbesserung der Leistung verwendet, 
 
2. muss dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer das Recht zur Fortsetzung der Versicherung 
oder Versorgung mit eigenen Beiträgen eingeräumt und 
 
3. muss das Recht zur Verpfändung, Abtretung oder Beleihung durch den Arbeitgeber 
ausgeschlossen werden. 
 
Im Fall einer Direktversicherung ist dem Arbeitnehmer darüber hinaus mit Beginn der 
Entgeltumwandlung ein unwiderrufliches Bezugsrecht einzuräumen.  
Im Fall einer Direktversicherung nach Abs. 2a werden freiwillige Arbeitgeberbeiträge sofort 
unverfallbar. 
 
 
§ 3 Abfindung 
 
(1) Unverfallbare Anwartschaften im Falle der Beendigung des Arbeitsverhältnisses und 
laufende Leistungen dürfen nur unter den Voraussetzungen der folgenden Absätze 
abgefunden werden. 
 
(2) Der Arbeitgeber kann eine Anwartschaft ohne Zustimmung des Arbeitnehmers abfinden, 
wenn der Monatsbetrag der aus der Anwartschaft resultierenden laufenden Leistung bei 
Erreichen der vorgesehenen Altersgrenze 1 vom Hundert, bei Kapitalleistungen zwölf Zehntel 
der monatlichen Bezugsgröße nach § 18 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht 
übersteigen würde. Dies gilt entsprechend für die Abfindung einer laufenden Leistung. Die 
Abfindung einer Anwartschaft bedarf der Zustimmung des Arbeitnehmers, wenn dieser nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses ein neues Arbeitsverhältnis in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union begründet und dies innerhalb von drei Monaten nach 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses seinem ehemaligen Arbeitgeber mitteilt. Die Abfindung 
ist unzulässig, wenn der Arbeitnehmer von seinem Recht auf Übertragung der Anwartschaft 
Gebrauch macht. 
 
(3) Die Anwartschaft ist auf Verlangen des Arbeitnehmers abzufinden, wenn die Beiträge zur 
gesetzlichen Rentenversicherung erstattet worden sind. 
 
(4) Der Teil der Anwartschaft, der während eines Insolvenzverfahrens erdient worden ist, kann 
ohne Zustimmung des Arbeitnehmers abgefunden werden, wenn die Betriebstätigkeit 
vollständig eingestellt und das Unternehmen liquidiert wird. 
 
(5) Für die Berechnung des Abfindungsbetrages gilt § 4 Abs. 5 entsprechend. 
 
(6) Die Abfindung ist gesondert auszuweisen und einmalig zu zahlen. 
 
(7) Mit der Genehmigung des Beschlusses zur Auflösung einer Pensionskasse nach § 199 
Absatz 2 Satz 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes und der Auszahlung des gebildeten 
Kapitals an den Versorgungsberechtigten gilt die Anwartschaft oder laufende Leistung in dem 
Umfang, wie sie von der Pensionskasse durchgeführt worden ist, als abgefunden. 
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(8) Für eine Direktversicherung nach § 1b Absatz 2a sind Absatz 2 und 3 mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass der Versorgungsträger an die Stelle des Arbeitgebers tritt. Absatz 4 findet 
keine Anwendung. 
 
§ 4a Auskunftspflichten 
 
(1) Der Arbeitgeber oder der Versorgungsträger hat dem Arbeitnehmer auf dessen Verlangen 
mitzuteilen, 
 
1. ob und wie eine Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung erworben wird, 
 
2. wie hoch der Anspruch auf betriebliche Altersversorgung aus der bisher erworbenen 
Anwartschaft ist und bei Erreichen der in der Versorgungsregelung vorgesehenen Altersgrenze 
voraussichtlich sein wird, 
 
3. wie sich eine Beendigung des Arbeitsverhältnisses auf die Anwartschaft auswirkt und 
 
4. wie sich die Anwartschaft nach einer Beendigung des Arbeitsverhältnisses entwickeln wird. 
 
(2) Der Arbeitgeber oder der Versorgungsträger hat dem Arbeitnehmer oder dem 
ausgeschiedenen Arbeitnehmer auf dessen Verlangen mitzuteilen, wie hoch bei einer 
Übertragung der Anwartschaft nach § 4 Absatz 3 der Übertragungswert ist. Der neue 
Arbeitgeber oder der Versorgungsträger hat dem Arbeitnehmer auf dessen Verlangen 
mitzuteilen, in welcher Höhe aus dem Übertragungswert ein Anspruch auf Altersversorgung 
bestehen würde und ob eine Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung bestehen würde. 

 
(3) Der Arbeitgeber oder der Versorgungsträger hat dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer auf 
dessen Verlangen mitzuteilen, wie hoch die Anwartschaft auf betriebliche Altersversorgung ist 
und wie sich die Anwartschaft künftig entwickeln wird. Satz 1 gilt entsprechend für 
Hinterbliebene im Versorgungsfall. 

 
 

(4) Die Auskunft muss verständlich, in Textform und in angemessener Frist erteilt werden. 
 

(5) Bei Direktversicherungen nach § 1b Absatz 2a richten sich die Ansprüche des 
Arbeitnehmers ausschließlich gegen den Versorgungsträger. 
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Einkommensteuer-Richtlinien 2012 (EStR) 
 
Zu § 4b EStG 
R 4b. Direktversicherung 
 
Begriff 
(1) 1Eine Direktversicherung ist eine Lebensversicherung auf das Leben des Arbeitnehmers, 
die durch den Arbeitgeber abgeschlossen worden ist und bei der der Arbeitnehmer oder seine 
Hinterbliebenen hinsichtlich der Leistungen des Versicherers ganz oder teilweise 
bezugsberechtigt sind (§ 1b Abs. 2 Satz 1 Betriebsrentengesetz). 2Dasselbe gilt für eine 
Lebensversicherung auf das Leben des Arbeitnehmers, die nach Abschluss durch den 
Arbeitnehmer vom Arbeitgeber übernommen worden ist bzw. eine Lebensversicherung, die 
durch den Arbeitnehmer abgeschlossen wurde und bei der dauerhaft die 
Versicherungsnehmerstellung beim Arbeitnehmer verbleibt ( § 1b Abs. 2a 
Betriebsrentengesetz) . 3Dagegen liegt begrifflich keine Direktversicherung vor, wenn der 
Arbeitgeber für den Ehegatten eines verstorbenen früheren Arbeitnehmers eine 
Lebensversicherung abschließt. 4Als Versorgungsleistungen können Leistungen der Alters-, 
Invaliditäts- oder Hinterbliebenenversorgung in Betracht kommen. 5Es ist gleichgültig, ob es 
sich um Kapitalversicherungen – einschließlich Risikoversicherungen –, 
Rentenversicherungen oder fondsgebundene Lebensversicherungen handelt und welche 
>Laufzeit vereinbart wird. 6Unfallversicherungen sind keine Lebensversicherungen, auch 
wenn bei Unfall mit Todesfolge eine Leistung vorgesehen ist. 7Dagegen gehören 
Unfallzusatzversicherungen und Berufsunfähigkeitszusatzversicherungen, die im 
Zusammenhang mit Lebensversicherungen abgeschlossen werden, sowie selbständige 
Berufsunfähigkeitsversicherungen und Unfallversicherungen mit Prämienrückgewähr, bei 
denen der Arbeitnehmer Anspruch auf die Prämienrückgewähr hat, zu den 
Direktversicherungen. 
 
(2) 1Die Bezugsberechtigung des Arbeitnehmers oder seiner Hinterbliebenen muss vom 
Versicherungsnehmer (Arbeitgeber) der Versicherungsgesellschaft gegenüber erklärt werden 
( § 159 VVG). 2Die Bezugsberechtigung kann widerruflich oder unwiderruflich sein; bei 
widerruflicher Bezugsberechtigung sind die Bedingungen eines Widerrufes steuerlich 
unbeachtlich. 3Unbeachtlich ist auch, ob die Anwartschaft des Arbeitnehmers arbeitsrechtlich 
bereits unverfallbar ist. 
 
Behandlung bei der Gewinnermittlung 
(3) 1Die Beiträge zu Direktversicherungen sind sofort abziehbare Betriebsausgaben. 2Eine 
Aktivierung der Ansprüche aus der Direktversicherung kommt beim Arbeitgeber vorbehaltlich 
Satz 5 erst in Betracht, wenn eine der in § 4b EStG genannten Voraussetzungen weggefallen 
ist, z. B. wenn der Arbeitgeber von einem Widerrufsrecht Gebrauch gemacht hat. 3In diesen 
Fällen ist der Anspruch grundsätzlich mit dem geschäftsplanmäßigen Deckungskapital der 
Versicherungsgesellschaft zu aktivieren zuzüglich eines etwa vorhandenen Guthabens aus 
Beitragsrückerstattungen; soweit die Berechnung des Deckungskapitals nicht zum 
Geschäftsplan gehört, tritt an die Stelle des geschäftsplanmäßigen Deckungskapitals der 
nach § 169 Abs. 4 VVG berechnete Zeitwert. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten auch für 
Versicherungen gegen Einmalprämie; bei diesen Versicherungen kommt eine Aktivierung auch 
nicht unter dem Gesichtspunkt der Rechnungsabgrenzung in Betracht, da sie keinen Aufwand 
für eine „bestimmte Zeit“ (§ 5 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 EStG) darstellen. 5Sind der Arbeitnehmer 
oder seine Hinterbliebenen nur für bestimmte Versicherungsfälle oder nur hinsichtlich eines 
Teiles der Versicherungsleistungen bezugsberechtigt, sind die Ansprüche aus der 
Direktversicherung insoweit zu aktivieren, als der Arbeitgeber bezugsberechtigt ist. 
(4) 1Die Verpflichtungserklärung des Arbeitgebers nach § 4b Satz 2 EStG muss an dem 
Bilanzstichtag schriftlich vorliegen, an dem die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ganz 
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oder zum Teil abgetreten oder beliehen sind. 2Liegt diese Erklärung nicht vor, sind die 
Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag dem Arbeitgeber zuzurechnen. 
 
Sonderfälle 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Personen, die nicht Arbeitnehmer sind, für die 
jedoch aus Anlass ihrer Tätigkeit für das Unternehmen Direktversicherungen abgeschlossen 
worden sind (§ 17 Abs. 1 Satz 2 Betriebsrentengesetz), z. B. Handelsvertreter und 
Zwischenmeister. 
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BMF Schreiben v. 12.08.2021 - IV C 5 - S 2333/19/10008 :017 BStBl 2021 I S. 1050 
Steuerliche Förderung der betrieblichen Altersversorgung 
 
I. Allgemeines 
1 Betriebliche Altersversorgung liegt vor, wenn dem Arbeitnehmer aus Anlass seines 
Arbeitsverhältnisses vom Arbeitgeber Leistungen oder Beiträge zur Absicherung mindestens 
eines biometrischen Risikos (Alter, Tod, Invalidität) zugesagt werden und Ansprüche auf diese 
Leistungen erst mit dem Eintritt des biologischen Ereignisses fällig werden (§ 1 des 
Betriebsrentengesetzes - BetrAVG -). Die Zusage des Arbeitgebers muss somit einem im 
Betriebsrentengesetz geregelten Versorgungszweck dienen, die Leistungspflicht nach dem 
Inhalt der Zusage durch ein im Gesetz genanntes biologisches Ereignis ausgelöst werden und 
durch die vorgesehene Leistung ein im Gesetz angesprochenes biometrisches Risiko teilweise 
übernommen werden (BAG-Urteil vom 16. März 2010 - 3 AZR 594/09, Rn. 23 ff. -). Werden 
mehrere biometrische Risiken abgesichert, ist aus steuerrechtlicher Sicht die gesamte 
Vereinbarung/Zusage nur dann als betriebliche Altersversorgung anzuerkennen, wenn für alle 
Risiken die Vorgaben der Rn. 1 bis 7 beachtet werden. Keine betriebliche Altersversorgung in 
diesem Sinne liegt vor, wenn vereinbart ist, dass ohne Eintritt eines biometrischen Risikos die 
Auszahlung an beliebige Dritte (z. B. die Erben) erfolgt. Dies gilt für alle Auszahlungsformen 
(z. B. lebenslange Rente, Auszahlungsplan mit Restkapitalverrentung, 
Einmalkapitalauszahlung und ratenweise Auszahlung). Als Durchführungswege der 
betrieblichen Altersversorgung kommen die Direktzusage (§ 1 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG), die 
Unterstützungskasse (§ 1b Abs. 4 BetrAVG), die Direktversicherung (§ 1b Abs. 2, Abs. 2a 
BetrAVG), die Pensionskasse (§ 1b Abs. 3 BetrAVG, § 232 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes - VAG) oder der Pensionsfonds (§ 1b Abs. 3 BetrAVG, § 236 
VAG) in Betracht. 
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Gesetz über den Versicherungsvertrag (Versicherungsvertragsgesetz - VVG) 
 
§ 166 Kündigung des Versicherers 
(1) Kündigt der Versicherer das Versicherungsverhältnis, wandelt sich mit der Kündigung die 
Versicherung in eine prämienfreie Versicherung um. Auf die Umwandlung ist § 165 
anzuwenden. 
 
(2) Im Fall des § 38 Abs. 2 ist der Versicherer zu der Leistung verpflichtet, die er erbringen 
müsste, wenn sich mit dem Eintritt des Versicherungsfalles die Versicherung in eine 
prämienfreie Versicherung umgewandelt hätte. 
 
(3) Bei der Bestimmung einer Zahlungsfrist nach § 38 Abs. 1 hat der Versicherer auf die 
eintretende Umwandlung der Versicherung hinzuweisen. 
 
(4) Bei einer Lebensversicherung, die vom Arbeitgeber zugunsten seiner Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer abgeschlossen worden ist oder von diesen für die Durchführung der 
betrieblichen Altersversorgung verwendet wird, hat der Versicherer die versicherte Person 
über die Bestimmung der Zahlungsfrist nach § 38 Abs. 1 und die eintretende Umwandlung der 
Versicherung in Textform zu informieren und ihnen eine Zahlungsfrist von mindestens zwei 
Monaten einzuräumen. 
 
§ 212 Fortsetzung der Lebensversicherung nach der Elternzeit 
Besteht während einer Elternzeit ein Arbeitsverhältnis ohne Entgelt gemäß § 1a Abs. 4 des 
Betriebsrentengesetzes fort und wird eine vom Arbeitgeber zugunsten der Arbeitnehmerin 
oder des Arbeitnehmers abgeschlossene oder von diesen für die Durchführung der 
betrieblichen Altersversorgung verwendete Lebensversicherung wegen Nichtzahlung der 
während der Elternzeit fälligen Prämien in eine prämienfreie Versicherung umgewandelt, kann 
die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer innerhalb von drei Monaten nach der Beendigung 
der Elternzeit verlangen, dass die Versicherung zu den vor der Umwandlung vereinbarten 
Bedingungen fortgesetzt wird. 
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SVEntV 
Keine Änderungen 
 
EStG 
Keine Änderungen 
 
SGB V – gesetzliche Krankenversicherung 
Keine Änderungen 
 
SGB XII - Sozialhilfe 
Keine Änderungen 
 
VersAusglG 
Keine Änderungen 
 
InsO 
Keine Änderungen 
 
ZPO 
Keine Änderungen 
 

Es kommt in direkter Anwendung hinzu: 
• Geeignetheits- und Angemessenheitsprüfung wie in der pAV (VVG , IDD)  

• Alle Infopflichten wie in der pAV 

• Ggf. erweiterte GWG-Pflichten und PeP 


